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1. Ausschreibungstext zur Veranstaltung 
 

Wann sind Schulen „reif“ für Kinder? - Einschulung mit FÜNF? 
 
Die Koalitionsfraktionen im Düsseldorfer Landtag haben in ihrem Vertrag eine Vorverlegung 
der Schulpflicht vorgesehen. Dieses Ziel soll mit dem Schulrechtsänderungsgesetz 2006 um-
gesetzt werden. Auch wenn diese Absicht in Übereinstimmung mit dem 12. Kinder- und Ju-
gendbericht zu stehen scheint, so ist doch zu beachten, dass dort die Förderung immer von 
der Lebenssituation des einzelnen Kindes abhängig gemacht wird. Weiterhin wird davon 
ausgegangen, dass zunächst die Bedingungen in der Schule zu verändern sind, bevor jünge-
re Kinder aufgenommen werden. 
Kinder früher einzuschulen, um deren Lernbereitschaft besser zu nutzen und mögliche Be-
nachteiligungen eher ausgleichen zu können, war eine der Konsequenzen, die nach dem für 
die Bundesrepublik schlechten Abschneiden in der PISA-Studie 2003 gezogen wurden.  
 
Unterstützt wurden entsprechende Vorschläge durch „die 
Wirtschaft“, die eine späte Einschulung als eine Verschleuderung von 
„Humankapital“ ansieht. Allerdings ist festzustellen, dass die 
Schulpflicht in Ländern, die in der ersten PISA-Studie besonders gut ab-
geschnitten haben, erst mit sieben Jahren beginnt. 
 

• Wann ist der richtige Zeitpunkt für die Einschulung des einzelnen Kindes? 

• Welche Aufgaben stellen sich Tageseinrichtungen, die Kinder auf das Leben vorbereiten? 

• Wie muss sich Schule ändern, wenn jüngere Kinder aufgenommen werden sollen? 

• Welche Differenzierungsmöglichkeiten in der Schule bestehen oder müssen geschaffen 
werden, um ein Kind angemessen zu fördern? Muss der Schulkindergarten wieder einge-
richtet werden? 

 
Im Vorfeld der parlamentarischen Beratungen zur Neubestimmung der Schulpflicht, sollen in 
dieser Tagung vielfältige Gesichtspunkte herausgestellt werden, die bei einer rechtlichen 
Neuordnung zu bedenken sind. 
 
Die Veranstaltung richtet sich an die landespolitisch unmittelbar Verantwortlichen und zu-
dem an Eltern, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Tageseinrichtungen, Tagespflege und 
Schule, die Verantwortlichen in Städten, Kreisen und Verbänden. 
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2. Thesen zu den Beiträgen der Referentin und der Referierenden 
 
2.1 
 
Dr. Gabriele Trost-Brinkhues, Aachen 
Ärztin für Kinder- und Jugendmedizin 
Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte 
Gesundheitsamt Aachen 
  
1. These 
Jedes Kind hat ein individuelles Entwicklungsprofil und eine eigene Entwicklungsge-
schwindigkeit, die von zahlreichen Parametern beeinflusst wird. 
 
EErrllääuutteerruunngg::  
Die Norm-Varianz in den körperlichen,  intellektuellen, sprachlichen, sozialen und emotionalen 
Fähigkeiten  5- oder 6-jähriger Kinder ist sehr groß und hat in den letzten Jahren eher zugenom-
men. Fast kein Kind ist in allen Bereichen gleich weit entwickelt. 
Dies bedeutet: Gesund entwickelte 5-jährige weisen eine Entwicklungsvarianz von mindestens 
vier Jahren, also etwa zwischen 3 und 7 Jahren auf. 
 
2. These 
Lernen von 4-5 jährigen Kindern geschieht personen- und situationsorientiert in der Lebenswelt: 
z.B. durch Rollenspiele, Nachahmen, beginnende Unterscheidung zwischen Sein und Schein, 
durch imaginäre Vorstellungen und vielem anderen bei starkem, persönlichem emotionalen 
Bezug 
  
Erläuterung: 
Differenzierte sprachliche, visuomotorische und auditive Fähigkeiten, Abstraktionsvermögen und 
ausreichende Ausdauer als Voraussetzungen für zielgerichtetes Lernen sind für mehr als die Hälf-
te der Kinder erst ab 5 – 6 Jahren gegeben. 
  
Wichtige Frage: 
Was soll mit den circa 15%  des Jahrgangs der Fünfjährigen geschehen, die umschriebene oder 
generelle Entwicklungsstörungen aufweisen? 
 
3. These 
 „Unsere Kinder – unsere Zukunft“ 
Eine gesundheitlich gute Betreuung beachtet  
• die „körperliche“ Belastbarkeit,  
• die > 10% medizinisch kranken Kinder,  
• das äußere und innere „Klima“, 

z. B. das Schulgebäude: Beleuchtung, Hygiene (Händewaschen), Toiletten, Belüftung, Ge-
räuschkulisse, Schalldämpfung, und z. B. die Strukturierung des Tagesablaufs, „Sitzmöbel“, 
Bewegungsfreiräume, und vieles andere mehr! 

• die Wahrnehmungsfähigkeiten, Schulwegsicherheit und Möglichkeiten der Gefahrenabschät-
zung,  

  
Das alles ist für 5-jährige anders als für 6-7jährige! 
5 Jahre statt 6 Jahre bedeutet: von allem 1/6 weniger! 
 
Dr. Gabriele Trost-Brinkhues, Aachen 
Dr. Gisela Schulz, Essen 
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2.2 
 
Ulrich Bosse 
Primarstufenleiter, Laborschule Bielefeld  
 
Fünfjährige in die Schule? 
Erfahrungen aus der Primarstufe der Laborschule des Landes NRW  
in Bielefeld 
 
 
 
1. An die Laborschule kommen die Jungen und Mädchen bereits im Alter von 

fünf Jahren. Sie besuchen dort ein Vorschuljahr gemeinsam in einer Gruppe mit 
Kindern des ersten und des zweiten Schuljahres.  Die Absicht: Ein dem einzel-
nen Kind gemäßer Einstieg in seine neue Rolle als Schulkind. 
 

2. Nicht die Schulfähigkeit des einzelnen Kindes ist das Kriterium für seine Auf-
nahme an der Laborschule. Die Kinder werden so akzeptiert, wie sie sind. Die 
Schule „holt sie ab, dort wo sie stehen“. Die Folgerung: Entscheidend ist nicht 
primär die ‚Schulfähigkeit’ des Kindes, sondern die ‚Kindfähigkeit’ der Schule. 
 

3. Kinder im Alter von fünf Jahren (und auch von sechs und sieben Jahren) sind in 
ihrer Entwicklung ausgesprochen verschieden und unterschiedlich. Das Ent-
wicklungsalter einer Schulklasse variiert (überall) um drei bis vier Lebensjahre. 
Die Konsequenz: Jede Schülerin, jeder Schüler erhält ihr bzw. sein individuelles, 
auf die jeweils besonderen Entwicklungs- und Lernbedürfnisse abgestimmtes 
Lernprofil. 
 

4. Lernen in der Schule findet immer in einer sozialen Gemeinschaft statt, ist stets 
ein gemeinschaftlicher Prozess. Die Laborschule versteht sich als ein Übungs-
feld hierfür, auch als ein Erfahrungsfeld für gelebte Demokratie. Das Konzept: 
Jede Gruppe, jede Stufe, auch die ganze Schule stellt eine polis dar, in der sich 
Riten, Rhythmen und Reviere des Zusammenlebens im lebendigen Austausch 
alltäglich heraus bilden. 
 

5. Schule ist Lebens- und Erfahrungsraum für die jungen Menschen. Das ist sie 
immer. Vor allem bei jungen Kindern sollte das Lernen mit sinnlichen Erfah-
rungsmöglichkeiten korrespondieren. Die Laborschule richtet das Schulleben 
und den Unterricht bewusst darauf aus. Der Kerngedanke: So wenig Belehrung 
wie nötig, so viel Lernen durch Erfahrung wie möglich. 
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2.3 
 
Prof. Dr. Thomas Rauschenbach 
 
Direktor des Deutschen Jugendinstituts (DJI), München  
 
Das Kind in den Mittelpunkt stellen. 
Rahmenbedingungen gelingender Entwicklungs- und Bildungsprozesse. 
 
 
 

1. Bildung ist als ein umfassender Weltaneignungsprozess und als ein Herstel-
lungsprozess von kulturellen, instrumentellen, sozialen und personalen Kompe-
tenzen zu verstehen. Deshalb sollten zum einen die Bildungsbiographien der 
Kinder und Jugendlichen selbst, nicht die Leistungssysteme, im Vordergrund 
stehen. Zum anderen geht es um ein verbessertes Zusammenspiel der verschie-
denen Bildungsinstitutionen und -orte. 

 
 
2. Der Kindergarten in Deutschland ist ein Erfolgsmodell – sowohl was die Inan-

spruchnahme als auch was die Bildungsleistung angeht.  
 
 
3. Die entscheidende Frage ist gar nicht so sehr, mit welchem Alter Kinder einge-

schult werden, sondern wie das Lernen in der Schule konzipiert ist. Nicht „mehr 
Schule“, sondern „mehr und andere Bildung“ muss das Ziel sein. 

 
 
4. Die Forderung, das Einschulungsalter vorzuverlegen, steht in der Gefahr, vor-

handene Formen nicht-unterrichtlichen Lernens zu ignorieren oder nicht ernst 
zu nehmen.  
Denn: Bildung beginnt nicht mit der Schule. 
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2.4 
 
Dr. Michael Fertig 
 
Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsförderung (RWI), Essen  
 
Frühe Bildung – frühere Einschulung; Anforderungen an frühzeitigeres Ler-
nen aus der Sicht der Wirtschaft 
 
Zentrale Thesen: 
 
1. Eine gute Ausbildung ist auf individueller Ebene die beste Versicherung gegen 

Arbeitslosigkeit und die Grundlage eines erfolgreichen und selbstbestimmten 
Lebens. Darüber hinaus erfordern die zu erwartenden Konsequenzen des de-
mographischen Wandels sowie der weiter fortschreitende technologische Wan-
del ein immer höheres Ausbildungsniveau der Arbeitnehmer, wenn der 
Wohlstand in Deutschland aufrechterhalten werden soll.  

 
2. Hierfür ist eine kohärente Strategie lebenslangen Lernens notwendig, welche die 

Früherziehung ebenso umfasst wie die schulische und berufliche Erstausbildung 
und die beständige berufliche Weiterqualifikation. Lernen ist ein dauerhafter 
Prozess, bei dem alle „kognitiven Fenster“ möglichst optimal genutzt werden 
müssen und letztlich die Qualität des im Lebenszyklus akkumulierten Human-
kapitals entscheidend ist. 

 
3. In Deutschland sind Individuen vergleichsweise alt, wenn sie das System der 

schulischen und beruflichen Erstausbildung verlassen und dem Arbeitsmarkt 
zur Verfügung stehen. Eine frühere Einschulung – wie beispielsweise von den 
Spitzenverbänden der Wirtschaft 2002 gefordert – kann daher ein Schritt zur 
Erreichung obigen Ziels sein. 

 
4. Die nationale und internationale Forschung hat sehr unterschiedliche Ergebnis-

se hinsichtlich des kausalen Effekts des Einschulungsalters auf den Bildungser-
folg ermittelt. Insgesamt scheint das Alter als alleiniges Kriterium zur Festle-
gung der Schulreife, d.h. der Fähigkeit an einem formalisierten Bildungssystem 
zu partizipieren, ungeeignet zu sein.  

 
5. Es erscheint daher ratsam, auf Basis individueller Tests eine möglichst frühzeiti-

ge Einschulung zu ermöglichen, diese aber nicht obligatorisch zu machen. Dies 
impliziert allerdings auch eine höhere Betreuung und besser auf das Individuum 
abgestimmte Förderung, die nicht umsonst zu haben sind. Letzteres wiederum 
impliziert, dass alle Programme umfassend auf ihre Wirksamkeit hin evaluiert 
werden müssen. 

 
 

 - 8 - 



 
3. Politische Grundlagen in NRW 
 
 
3.1 Aussagen aus der Koalitionsvereinbarung Juni 2005 
 
• „Nordrhein-Westfalen soll wieder ein Land der Kinder sein. Politik, Gesellschaft 

und Wirtschaft müssen Mütter, Väter und ihre Kinder konsequenter unterstützen 
und fördern.“ 

 
 
• „Die Qualität unseres Bildungswesens werden wir durch eine bessere 

Lehrerversorgung und durch mehr Leistungsorientierung und Wettbewerb 
verbessern. Wir werden die Selbstentfaltung der Kinder, ihre Neigungen und 
Talente unter verbesserten Bedingungen frühestmöglich fördern und fordern. 
Grundlagen dafür werden in der vorschulischen Betreuung gelegt. Kindergärten 
und Schulen haben einen Bildungs- und Erziehungsauftrag. Schule und Unterricht
werden stärker orientiert an der individuellen Förderung der Schülerinn

 
en und 

Schüler.“  
• „Fördern und fordern 
Das Einschulungsalter wird schrittweise vorgezogen. Kinder sollen bis zur 
Vollendung des 6. Lebensjahres eingeschult werden. Den Kindern, die noch 
nicht schulfähig sind, werden wir eine besondere Förderung ermöglichen. 
 
• Wir wollen schrittweise erreichen, daß bereits ab der 1. Klasse zur ersten Fremd-

sprache hingeführt wird.  
 
• Am Ende der 2. Klasse werden ergänzend zum Berichtszeugnis Ziffernnoten er-

teilt.“ 
 
• „Betreuung und vorschulische Bildung 

Wir werden die Förder- und Arbeitsbedingungen in Kindertageseinrichtun-
gen verbessern und die Kindertageseinrichtungen zu Familienzentren wei-
terentwickeln. Neben Bildung, Erziehung und Betreuung von unter Dreijährigen, 
Kindergartenkindern und schulpflichtigen Kindern (Drei-Säulen-Modell) werden 
sie Vermittlungszentrum für Tagesmütter und -väter, Zentrum für vorschulische 
Sprachförderung, zur schulvorbereitenden Einrichtung für schulpflichtige, aber 
nicht schulreife Kinder und zu einem Knotenpunkt des familienunterstützenden 
Netzwerkes in den Kommunen.“ 

 
• „Die infolge des demographischen Wandels in Kindergärten nicht mehr benötig-

ten Plätze für Drei- bis Sechsjährige werden wir erhalten, damit in den Einrichtun-
gen neue Betreuungsangebote für unter Dreijährige geschaffen werden können.“ 

 
• „Die Muttersprache in Deutschland ist Deutsch. Gleichwohl sind wir darin einig, 

daß die mitgebrachten Sprachen der Zuwanderer vor dem Hintergrund der wach-
senden Globalisierung und internationalen Vernetzung auf dem Arbeitsmarkt eine 
Bereicherung sind. Sie bedeuten eine Zusatzqualifikation, die wir fördern wollen. 
Der bisherige „muttersprachliche Unterricht“ wird in dem Maße entbehrlich, in dem 
es gelingt, durch frühkindliche Förderung die Sprachkompetenz zu entwickeln.  
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• Wir wollen die vorschulische Sprachförderung schon beim Eintritt in den Kinder-
garten gewährleisten und führen verbindliche Sprachtests für alle Kinder im vier-
ten Lebensjahr ein. Wenn sich gravierende Lücken ergeben, müssen verpflich-
tende Sprachkurse die Defizite bis zur Einschulung ausgleichen.“ 

 
 
• „Wir vertrauen auf die Fähigkeiten der Menschen statt auf die Regulierung 

durch Staat und Bürokratie.“ 
 
• „Mit allen Beteiligten wollen wir .... zukunftsweisende Konzepte entwickeln.“ 
 
 
 
3.2 Auszug aus dem CDU/FDP-Eckpunktepapier vom 13.12.2005 
 
4.  Feststellung und Verbesserung der Sprachkenntnisse von Kindern vor 

der Einschulung 
 
o Die Feststellung und Verbesserung der Sprachkenntnisse soll in einem zweistufigen Ver-

fahren durchgeführt werden.  
 

o (1) Bei Kindern, die im übernächsten Jahr eingeschult werden, wird durch das zuständige 
Schulamt festgestellt, ob die Kinder die für ihr Alter erforderlichen deutschen Sprach-
kenntnisse haben. Ist dieses nicht der Fall und wird die Sprachkompetenz des Kindes 
nicht in einer Tageseinrichtung für Kinder gefördert, so verpflichtet das Schulamt das 
Kind, an einem vorschulischen Sprachförderkurs teilzunehmen; die Verpflichtung entfällt, 
wenn das Kind infolge einer Beratung durch das Schulamt künftig eine Kindertagesein-
richtung besucht, in der die Sprachkompetenz in der deutschen Sprache gefördert wird. 
Mit diesem Feststellungsverfahren wird ein vorwirkendes Schulverhältnis begründet. Es 
ist insoweit der § 36 Abs. 2 SchulG zu erweitern.  
 

o (2) Bei der Anmeldung zur Grundschule stellt die Schule fest, ob das Kind die deutsche 
Sprache hinreichend beherrsch t, um im Unterricht mitzuarbeiten (§ 36 Abs. 2 Satz 1 
SchulG). Kinder ohne diese erforderlichen Sprachkenntnisse werden zum Besuch eines 
(weiteren) vorschulischen Sprachkurses verpflichtet, soweit nicht bereits in einer Ta-
geseinrichtung für Kinder die Sprachkompetenz des Kindes gefördert werden. Aus der 
bisherigen "Kann"-Regelung des § 36 Abs. 3 Satz 2 SchulG wird eine "Soll"-Regelung. 
Eltern, die ihr Kind nicht an diesen verbindlichen vorschulischen Sprachkurs teilnehmen 
lassen, können mit einer Geldbuße belegt werden. Dieses soll nunmehr in § 126 Abs. 1 
Nr. 2 SchulG geregelt werden. 
 

o Die vorschulische Sprachfeststellung und -förderung kann nur insoweit im Schulgesetz 
geregelt werden, soweit diese den Schulbereich betrifft (Regelungskompetenz). Da die 
Feststellung und Förderung der Sprachkenntnisse unmittelbar auf das Schulverhältnis 
nach der Anmeldung zur Grundschule abzielen, handelt es sich hierbei um Rechtsakte 
im Rahmen eines vorwirkenden Schulverhältnisses und unterliegt insoweit der schulge-
setzlichen Regelungskompetenz.  
 

o Die vorschulische Sprachförderung ist eine aus dem Bildungsauftrag sich ergebende 
zentrale Aufgabe der Kindertageseinrichtungen. Im Kindergarten wird grundsätzlich mit 
dem Alter des Kindes geeigneten Mitteln ein in den Lebensalltag von Kindern eingebette-
ter Sprachkompetenzerwerb ermöglicht. Diese Aufgabe ist in die Bildungsvereinbarung, 
die mit den Trägern vor 2 ½ Jahren verabredet worden ist, aufgenommen und damit in ih-
rer Bedeutung hervorgehoben worden. Darüber hinaus wird der Erwerb der deutschen 
Sprache durch gezielte Sprachfördermaßnahmen für Kinder mit Sprachdefiziten ausge-
baut.  
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o Nur eine nachhaltige Sprachförderung ist erfolgreich, bildungsbiografische Brüche müs-
sen vermieden werden. Dies gilt insbesondere im Übergang vom Kindergarten in die 
Grundschule. Die Sprachförderung in der Kindertageseinrichtung ist daher Gegenstand 
der Bildungsdokumentation, die im Kindergarten erstellt wird, wenn die Eltern damit ein-
verstanden sind, so dass sie in der Schule fortgeführt werden kann.  
 

o Im Haushalt 2006 werden zusätzliche Mittel für eine ergänzende Sprachförderung bereit-
gestellt. Mit dem Ausbau und der Weiterentwicklung der Kindertageseinrichtungen zu 
Familienzentren soll auch ein verbessertes Angebotsgefüge für eine nachhaltige Sprach-
förderung ermöglicht werden. Kindertageseinrichtungen werden sich als Zentren der vor-
schulischen Sprachförderung auf eine komplexer werdende Angebotsvielfalt einstellen 
und entsprechende Angebote über ein soziales Netzwerk ermöglichen. Die Instrumente 
für eine erfolgreiche Sprachförderung sollen ausgebaut werden und sie müssen auf ihre 
Wirksamkeit überprüft werden.  

 
 
5. Schrittweise Vorziehen des Einschulungsalters 
 

Das Einschulungsalter (§ 35 SchulG) wird vorgezogen: 

o Der Stichtag wird in Monatsschritten vom 30. Juni auf den 31. Dezember verlegt.  
o Kinder, die nach dem 30. September das sechste Lebensjahr vollenden, können 

auf Antrag der Eltern auch ein Jahr später eingeschult werden.  
o Die Möglichkeit der Eltern, für Kinder, die nach den Stichtagen - insbesondere 31. 

Dezember - geboren sind, eine Einschulung bei der Grundschule zu beantragen, 
wenn sie schulfähig sind, bleibt unbenommen.  

 
 
 
 
 
6. Aufnahme in die Grundschule, aktive Förderung durch sozialpädagogische Fach-
kräfte und Organisation der Schuleingangsphase 
 
Die Aufnahme in die Grundschule sowie die Schuleingangsphase soll künftig wie folgt orga-
nisiert werden (hierzu insbes. Änderung des § 11 SchulG sowie der AO-GS) 
 
o  Alle schulpflichtigen Kinder werden in die Grundschule aufgenommen und in einer 

"Stammklasse" individuell gefördert. 
 
o  Schulpflichtige Kinder können allein aus erheblichen gesundheitlichen Gründen für ein 

Jahr zurückgestellt werden. 
 
o  Sozialpädagogische Fachkräfte, die den Schulen zugeordnet sind, haben den Auftrag, in 

enger Zusammenarbeit mit den Lehrerinnen und Lehrern Kinder mit Entwicklungsrück-
ständen und anderen Fördernotwendigkeiten zu fördern. 

 
o  Die sozialpädagogischen Fachkräfte sind an einer Schule eingesetzt. Sie beraten Schu-

len im Umkreis. 
 
o  Schulen können auf der Grundlage eines Konzeptes die Einrichtung eines "Lernstudios" 

beantragen. Voraussetzung ist, dass sich an diesen Schulen ein großer Anteil von Kin-
dern mit gering ausgeprägter Schulfähigkeit und besonderen Fördernotwendigkeiten be-
findet (sozialer Brennpunkt, hoher Migrantenanteil). Die untere Schulaufsicht legt im Be-
nehmen mit den Schulen die Orte für die "Lernstudios" fest und weist die sozialpädago-
gischen Fachkräfte zu. 

 
o  Art, Umfang und Dauer der zusätzlichen Förderung im "Lernstudio" sind für jedes einzel-
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ne Kind mit Entwicklungsverzögerungen individuell festzulegen und in einem Förderplan 
festzuhalten. 

 
o  Die Eltern stimmen auf der Basis des Förderplans der Förderung ihres Kindes in einem 

"Lernstudio" zu. 
 
o  An den Schulen mit "Lernstudios" können Schülerinnen und Schüler in einem Umfang 

bis zur Hälfte der wöchentlichen Stundentafel und zusätzlich zur Stundentafel gemäß der 
Förderplanung durch sozialpädagogische Fachkräfte sowie Lehrkräfte in äußerer Diffe-
renzierung gefördert werden. 

 
o  In die zusätzliche Förderung in einem "Lernstudio" können - bspw. im Zusammenhang 

mit dem Ganztag - auch Kooperationspartner der Schule eingebunden werden. 
 
o  Die verantwortliche Ausgestaltung der Förderung in einem "Lernstudio" wird auf der Ba-

sis eines gemeinsam mit der zuständigen Lehrkraft erarbeiteten Förderplans Bestandteil 
des Aufgabentableaus der sozialpädagogischen Fachkräfte. 

 
o  Die Förderung in einem "Lernstudio" erfolgt in der Regel nicht über ein ganzes Schuljahr 

hinweg. Ziel ist die erfolgreiche Teilnahme am Unterricht der Klasse. 
 
o  Die ersten beiden Schuljahre werden als Schuleingangsphase geführt, in der die Kinder 

je nach Entwicklung ein Jahr, zwei oder drei Jahre individuell gefördert werden. 
 
o  Die Schuleingangsphase kann jahrgangsbezogen oder jahrgangsübergreifend organi-

siert werden. Über eine Änderung der Organisation der Schuleingangsphase einer Schu-
le entscheidet die Schulkonferenz für einen vierjährigen Zeitraum. 

 
o  Jede Grundschule entwickelt auf Grundlage der Rahmenvorgaben das eigene Konzept 

für die Förderung aller Kinder in der Schuleingangsphase weiter. 
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4. Erfahrungen – Untersuchungsergebnisse im Themenzusammenhang 
 
4.1 Frühere Einschulung – Auswertung der Ergebnisse des Modellversuchs NRW 1970-75 
 
 
 
Kindergartenpflicht ein Jahr vor der Einschulung 
 
In einem über 5 Jahre laufenden Modellversuch (1970 - 1975) des Kultus- und Sozialministeri-
ums des Landes NRW wurden 50 Vorklassen und 50 Modellkindergärten wissenschaftlich beglei-
tet.  
 
In dem gemeinsamen Schreiben des Kultusministers, Jürgen Girgensohn, und des Ministers für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales, Prof. Dr. Friedhelm Farthmann, vom 18.2.1977 an den Präsi-
denten des Landtages wird der Abschlußbericht über die Ergebnisse der wissenschaftlichen Be-
gleituntersuchungen übergeben und darin betont: 
 
 
“Die Auswertung der Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleituntersuchung des Mo-
dellversuchs hat im wesentlichen ergeben, dass 
 
1. die Förderung der Fünfjährigen in Vorklassen oder Kindergärten nur ein Jahr vor Be-
ginn der Schulpflicht einen verhältnismäßig geringen Erfolg verspricht, 
 
2. die Förderung von drei- bis vierjährigen Kindern über 3 Jahre im Kindergarten für alle 
Bereiche einen andauernden Entwicklungsvorsprung bewirkt, der bis zum Ende der 
Grundschulzeit nachgewiesen werden kann, 
 
3. Benachteiligungen von Kindern aus soziokulturellen Unterschichten - wenn überhaupt 
- nur dann ausgeglichen werden können, wenn diese Kinder schon als Drei- oder Vierjäh-
rige einen Kindergarten besucht haben. 
 
 
Bei dieser Sachlage ist die Landesregierung der Auffassung, dass durch die Vorverlegung 
der Schulpflicht um ein Jahr und die generelle Einführung von Vorklassen eine bessere 
Förderung der Fünfjährigen und damit verbunden eine Erhöhung der Chancengleichheit 
für diese Kinder nicht erreicht werden kann. Nachdem in Nordrhein-Westfalen annä-
hernd genügend Plätze in Kindergärten zur Verfügung stehen ...., sollte nach Auffassung 
der Landesregierung die vorschulische Förderung von Kindern nach wie vor im Kinder-
garten erfolgen. Damit geht die Landesregierung davon aus, dass durch weitere Professi-
onalisierung der Erzieher und durch die Verbesserung der Arbeitsbedingungen in den 
Kindergärten auch die Leistungsfähigkeit der Kindergärten weiter zunehmen und damit 
den Erziehungsberechtigten ein stärkerer Anreiz geboten werden wird, ihre Kinder 
rechtzeitig für den Besuch eines Kindergartens anzumelden. Hinzu kommt, dass nach 
dem Kindergartengesetz die Eltern vom 1.1.1982 ab einen Beitrag für den Besuch des 
Kindergartens nicht mehr werden erbringen müssen und auch unter diesem Gesichts-
punkt zu erwarten ist, dass alle Eltern für ihre Kinder im Alter von 3-5 Jahren von dem 
Bildungsangebot im Kindergarten Gebrauch machen werden.“ 
 
(Quellenangabe: MAGS - Information für jeden 12 - Kindergarten, Abschlußbericht - Modellver-
such 1970 - 1975, März 1977) 
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4.2 Frühere Einschulung – Ergebnisse der Schullaufbahnforschung 
 
Frau Dr. Gabriele Bellenberg, stellte bei der Veranstaltung am 31.5.1999 zum Schul-
rechtsänderungsgesetz 1999 fest: 
 
Im Rahmen der Untersuchung zur Schullaufbahn von 2.400 Kindern und Jugendlichen 
wurde u.a. deutlich,  
dass 
 
• zurückgestellte Kinder die Schule nicht „unproblematisch“ durchlaufen.  

 
56 % dieser Kinder besuchen später eine Sonderschule. Sie stammen aus Familien, über ein 
geringes Einkommen verfügen. Zurückstellungen schützen nicht vor der Wiederholung von 
Klassen.  
 
Die zurückgestellten Kinder sind im Unterricht eher „schwach“. 
 

 
• vorzeitig eingeschulte Kinder sind nicht als besonders „leistungsfähig“ Schülerinnen und 

Schüler anzusehen, zumal diese zu 28 % noch innerhalb der Grundschule oder im Bereich der 
Sekundarstufe I eine Klasse wiederholen.  
 
Das Risiko, eine Klasse zu wiederholen, ist für frühzeitig eingeschulte Kinder relativ 
hoch. 
 

• Klassenwiederholungen werden insbesondere bedingt durch große Klassenfrequenzen. Für 
jüngere Kinder nimmt die Tendenz der Wiederholung von Klassen bei größeren Klassenfre-
quenzen zu 

 
 
4.3 Kindergartenbesuch und Schulkarriere  
 
Feststellung einer in den Jahren 1992 bis 1994 stattgefundenen Befragung im Rahmen des SOEP 
– Sozialökonomischen Panel zur „Schulkarriere“. 
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4.4 Kompetenz - Vermittlung 
 
 
 
Prof. Dr. Gerd E. Schäfer, Bildung beginnt mit der Geburt: 
 
Nicht Kompetenzen vermitteln, sondern Problemlösen fördern 
 
Kreativität beim Lösen von Problemen hat nicht nur mit der Ausbildung besonderer Begabungen 
zu tun, sondern mit der Fähigkeit, unbekannte und bislang nicht überschaubare Situationen oder 
Probleme so einzuschränken und zu ordnen, dass sie im Kopf denkbar gemacht und im Handeln 
durchgespielt werden können. Kreativität der Kinder ist, so gesehen, keine romantische Vorstel-
lung, sondern eine alltägliche Notwendigkeit. ...  
 
Mehr als die Erwachsene müssen Kinder die Bedeutung ihrer Erfahrungen selbst aus 
dem erschließen, was sie im eigenen Handeln erfahren. Menschen sind daher zu keiner 
späteren Zeit in ihrem Leben so sehr auf ihre eigene Findigkeit angewiesen, Fragen zu 
erkennen und zu beantworten, die sich ihnen in ihrem Lebensumfeld stellen.  
 
Diese Notwendigkeit nimmt in dem Maße ab, in dem Kinder in die Lage kommen, die Denk- 
und Bedeutungsvorschläge anderer einfach zu übernehmen, und je mehr tradierte Bedeutungs-
formen ihre eigenen Bedeutungsgebungen überformen oder ersetzen können. Wenn man den 
Kindern Antworten auf bereits definierte Probleme geben kann, brauchen sie die Fragen, 
die dazu gehören, gar nicht mehr zu entdecken. 
 
Trotz vieler Antworten, die wir haben, trotz aller Zukunftsforschung, wissen wir nicht, 
welche Probleme Kinder in fünfzehn oder zwanzig Jahren lösen müssen. In jedem Fall 
werden es Probleme sein, auf die wir selbst noch keine Antwort gefunden haben, an die 
wir sie daher auch nicht heranführen können. Es reicht also nicht, die Kinder lediglich 
mit Antworten auf Fragen, die wir bereits kennen, zu füttern, um sie „kompetent“ für die 
Zukunft zu machen. Wenn Kinder jedoch von Beginn ihres Lebens an als Wesen betrach-
tet werden, die mit den ihnen gegebenen Mitteln versuchen, die Welt um sich herum 
besser zu begreifen, dann unterstützen wir die vermutlich wichtigste Fähigkeit, die sie 
auch in ihrem späteren Leben immer benötigen: bedeutsame Probleme, in ihrem Leben 
aus eigener Kraft wahrzunehmen und so aufzuarbeiten, dass sie dafür Lösungen finden 
können. 
 
 
Wie die PISA-Studie bislang nahe legt, ist dieses produktive Lösen von Problemen das, 
was die Schule in ihrer jetzigen Form nicht ausreichend unterstützt. Auch aus dieser 
Sicht brauchen Kinder mehr Pädagogik der frühen Kindheit, wie sie durch moderne, 
frühkindliche Bildungskonzepte ermöglicht wird, und nicht einfach eine noch früher be-
ginnende Schule.“ (Seite 37/38) 
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4.5 Lernen 
 
Prof. Dr. Dr. Manfred Spitzer, Lernen: 
 
Wir wissen heute viel über das Gehirn. Wir wissen, dass es in uns lernt. Wir wissen auch, 
was es nicht kann: Es kann nicht nichtlernen. Es lernt nicht das, was wir wollen, sondern das 
was das Gehirn will. 
 
In dem Maße, wie Tastsinn, Sehen, Hören, Riegen und Schmecken im Mutterleib heranreifen 
und funktionstüchtig werden, bilden sich auch die Grundlagen für erstes Lernen, das bereits im 
Mutterleib stattfindet. ... das Kind (macht) also nach der Geburt einfach weiter mit dem Lernen. 
 
Zum Schluss zu dem Missverständnis, das darin besteht, man könne Kindern die Lernumgebung 
am besten per Computer darbieten. ... vom Computer produzierte Bilder und Töne für Säugling 
und Kleinkind stellen eine „verarmte“ Umgebung dar, weil die Signale sehr schlecht korreliert 
sind. Eine „Klangsoße“ und eine „Bildsoße“ nützen dem Kind nicht, um zu lernen, die Welt zu 
begreifen. (Lernen, Seite 266) 
 
 
 
4.6 Zur Bedeutung der PISA-Studie 
 
Prof. Dr. Dr. Manfred Spitzer, Lernen: 
 
Die PISA-Studie ist weniger ein Spiegel der Situation der Schulen, als viel eher ein Spiegel des 
Zustandes der Gesellschaft. Das ist das Beunruhigende an ihr.  ... Weil jedoch die Unterschiede 
zwischen den Schülern am größten sind; weil dies daran liegt, dass wir viele Kinder mit unseren 
Bildungseinrichtungen gar nicht wirklich erreichen; weil die Kluft zwischen den Kindern von 
Arm und Reich nirgendwo so groß ist wie bei uns,; weil wir Einwanderer deutlich schlechter in-
tegrieren können als andere Länder, haben wir ein großes Problem. ... 
 
Es wird schon gar nicht gelöst durch politische Schnellschüsse. Aus der PISA-Studie folgt nicht, 
dass wir mehr Ganztagsschulen brauchen ... 
Das Wichtigste an der PISA-Studie ist - mit Abstand -, dass wir uns wieder Gedanken über das 
Lernen an unseren Schulen machen.“  
(Lernen, Seite 397) 
 
 
Prof. Dr. Gerd E. Schäfer, Bildung beginnt mit der Geburt: 
Wenn die PISA-Studie den Schulen bescheinigt, dass sie nicht in der Lage sind, soziale Benachtei-
ligung ausreichend zu berücksichtigen und auszugleichen; es ihnen nicht gelingt, Neugier und 
Produktives Problemlösen zu unterstützen, ist es wohl der falsche Schluss, schulische Methoden 
nun auch in den Bereich vor der Schule einzuführen, um die Defizite schulischen Lernens zu 
kompensieren.  
 
Ein Mehr von dem, was sich als unzureichend erweist, kann nicht die wesentliche Antwort auf 
Fragen sein, die PISA aufwirft. Wo das gefordert wird, muss man vermuten, es gehe nicht darum, 
die Ursachen auf-, sondern die Versäumnisse von Politik (und diese währen seit den 70er Jahren) 
und des institutionalisierten Bildungswesens zuzudecken. (Bildung beginnt mit der Geburt, Seite 
13) 
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4.7 Sprachförderung 
 
Prof. Dr. G. Auernheimer,  
Fachpolitischer Diskurs des Schul- Jugend- und Kinderministeriums am 27.3.2003, Köln: 
 
Sprachförderung im Vorschulalter muss eingebettet sein in einen quasi „natürlichen“ Kontext – 
„natürlich“ meint, nicht herausgelöst aus kindgerechten Handlungszusammenhängen, aus den 
Sozial- und Sachbezügen, die sich im Alltag einer Einrichtung ergeben bzw. arrangiert werden. 
Deshalb ist eine vorschulische Sprachförderung nach schulischem Muster, also in Lehrgangsform 
entwickelt, wenig erfolgversprechend. Ein kompensatorischer „Sprachunterricht“ kann nach 
Leist (2003) „nicht nachhaltig Abhilfe schaffen“ (S.676). –  
 
Nach meiner Kenntnis sollen bisherige Fördermittel häufig für Maßnahmen dieser Art miss-
braucht worden sein. Die Tendenz dazu entspringt der Neigung von Bildungsinstitutionen, sol-
che Probleme durch Aufgabendelegation zu lösen. Solch eine fragwürdige Arbeitsteilung ist mir 
speziell aus dem Schulbereich vertraut. Auf keinen Fall darf die Tendenz dazu durch die Art der 
Mittelvergabe oder die deklarierte Zwecksetzung begünstigt werden. 
 
 
 
Heide Bambach 
ehemalige Leiterin der Primarstufe der Laborschule des Landes NRW, Bielefeld: 
 
“Wenn Kinder sprechen sollen, dann muss der Austausch gepflegt werden, es müssen Bedingun-
gen bestehen, wo es den Kindern ein Anliegen ist zu sprechen. Dies ist nicht der Unterricht. 
Reden lernt man nur durch Reden – nicht durch Unterricht.“ 
 
 
4.8 Sprachförderungs-Bedarf – Schuleingangsuntersuchungen Köln 
 
Feststellungen aus Schuleingangsuntersuchungen in Köln im Jahr 1999. 
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4.9 Einschulungsalter in der EU  
 
Auszug aus der Antwort der Landesregierung NRW vom 28.3.2002 auf die Kleine Anfrage 
701, Reiner Priggen, Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
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5. Beiträge 
 
 
 
 
5.1  
 
Die Fünfjährigen einschulen –  
Oder: Die Wiederbelebung einer gescheiterten Reform der 70er Jahre des 
vorigen Jahrhunderts 
 
Rainer Dollase, Universität Bielefeld 
 
 
 
Im November 2005 wurde von Patrick Puhani und Andrea Weber (beide TU Darmstadt) 
das Ergebnis einer Analyse der IGLU Daten unter dem Gesichtspunkt Früheinschu-
lung/Späteinschulung der Presse bekannt gemacht. Ergebnis: früh eingeschulte Kinder 
sind im vierten Schuljahr in den IGLU Aufgaben deutlich schlechter als spät eingeschul-
te. IGLU (2001) war die PISA Studie für die Grundschulen – Deutschland lag im oberen 
Mittelfeld, war also besser als (die 15jährigen) in PISA. IGLU wie auch die Nachuntersu-
chung der Daten (6600 Viertklässler wurden untersucht) durch Puhani und Weber bestä-
tigen altbekannte Resultate: Früheinschulung bringt nichts. Im Gegenteil: die Gefahr ist 
groß, dass sie bei vielen Kindern das Gegenteil des Erwünschten erreicht... 
 
 
Dieses ernüchternde Ergebnis, dass so diametral den akademischen Stammtischweisheiten wider-
spricht, ist seit Mitte der 70er Jahre in Fachkreisen bekannt – nur haben diese Fachkreise offen-
bar kaum Gehör bei den politisch Verantwortlichen gefunden. Die tun so, als ließen sich wirksa-
me Reformen im Diskurs herbeireden bzw. bedienen sich der Aussagen von wissenschaftlichen 
Kollegen und Kolleginnen, deren Kenntnis- und Recherchestand sich bestenfalls auf die letzten 
fünf Jahre bezieht. Klar – weil sich die Kinder ja total geändert hätten, wären alte Untersuchun-
gen nicht mehr gültig. Ein folgenschwerer Irrtum. Kinder in 100 Jahren werden genauso auf rele-
vante Umwelterfahrungen (Bindung, Anregung etc) reagieren wie jetzt oder wie sie es vor 100 
Jahren getan haben. Wer mit kleinen Kindern zu tun hat, weiß dass er es überwiegend mit anth-
ropologischen Konstanten und kulturellen Universalien zu tun hat. Und die sind eindeutig: ein 
schulisches Angebot setzt einen gewissen „Reifestand“ oder „Schulfähigkeit“ voraus. Puhani und 
Weber finden in einer begleitenden kleinen Umfrage bei SchulleiterInnen dann auch Beklagungen 
über mangelnde Reife, fehlende Konzentrationsfähigkeit, mangelnde Frustrationstoleranz und 
fehlende Selbstorganisation. 
 
 
Politik wie Praxis bedienen sich, um die Früheinschulung zu begründen, oft der Schilderung von 
Einzelfällen mit beschleunigter Entwicklung. Darüber zu reden ist unseriös – wir müssen bei 
politischen Maßnahmen auf den Durchschnitt schauen. Der 1,30m große Fünfjährige, der flie-
ßend zwei Sprachen spricht und im Kindergarten bereits im Alter von drei Jahren den älteren 
Kindern die Märchen vorgelesen hat, der wird natürlich eingeschult. 
 
 
Kurz ein Rückblick auf den wohl größten Früheinschulungsversuch, den Deutschland je erlebt 
hat, nämlich der „Kindergarten-Vorklassen-Versuch“ des Landes NRW, 1970 bis 1977, der als 
versuchsweise Umsetzung des Beschlusses  des Deutschen Bildungsrates von 1970 zur Vorverle-
gung des Schuleintrittsalters gedacht war. Das Land hatte 50 Modellkindergärten und 50 Vorklas-
sen im ganzen Land repräsentativ ausgewählt,  in denen über 5 Jahre lang nach entsprechenden 
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Bildungsplänen mit entsprechender Fortbildung der Erzieherinnen jeweils unterschiedliche Bil-
dungskonzepte realisiert wurden. Im Kindergarten wurde im Wesentlichen auf gelenkte, also di-
rekte Instruktionen verzichtet, d.h. Thematiken wurden nur sehr spärlich aus Curricula und Ziel-
setzungen abgeleitet, wohingegen in der Vorklasse das schulische Lernen, Einführung ins Lesen, 
Schreiben und Rechnen neben spielorientierten Phasen einen erhöhten Stellenwert hatte. Vor-
klassen wurden von Sozialpädagogen geleitet, also einem Personal mit Fachhochschulabschluss, 
und durch den gelegentlichen Besuch einer Grundschullehrerin angereichert, während in den 
Modellkindergärten Erzieherinnen, eine Erst- und eine sog. Zweitkraft je Gruppe (Gruppengröße 
in beiden Einrichtungsarten 25 Kinder) geleitet wurde. Der Kindergarten-Vorklassen-Versuch in 
NRW wurde wissenschaftlich begleitet, und zwar von 3 unabhängigen Forschungsgruppen. Die 
eine an der PH Rheinland unter der Leitung von Emil Schmalohr und den Mitarbeitern Wolfgang 
Winkelmann, Antje Holländer, Hans Schmerkotte, Ernst A. F. Schmidt, Rainer Strätz und mir. 
Die zweite Gruppe wurde von Otto M. Ewert und Marianne Braun geleitet, die dritte Gruppe an 
der Universität Essen von Walter Twellmann (Leitung), Hans-Werner Jendrowiak und Antonius 
Hansel, die zum Teil die ehemaligen Modellkindergarten- und Vorklassenkinder bis zum 4. Schul-
jahr mit regelmäßigen Untersuchungen untersucht haben (Dollase, 1978; Ewert & Braun, 1978; 
Schmerkotte, 1978; Twellmann & Jendrowiak, 1978; Winkelmann, Holländer, Schmerkotte, & 
Schmalohr, 1977).  
 
 
Es ging nicht nur um die institutionelle Zuordnung, sondern hinter beiden Institutionen stand ein 
deutlich anderes didaktisches Konzept. Die Vorklassen haben immer wieder darauf hingewiesen, 
dass Lernen Spaß machen sollte, dass sie kindgemäß arbeiten, dass sie dem Kind auch ihre Frei-
heit ließen, Vorklassen haben sich nicht als Verschulungsinstanzen definiert usw. – jeder hätte 
gedacht, dass die Vorklassenkinder im späteren Schulleben besser wären als die Modellkindergar-
tenkinder. Die Ergebnisse waren völlig ernüchternd. Einige Zitate. Otto Ewert schreibt (1978, S. 
398): „In einer eigenen Erhebung zum Versuch Vorklasse – Modellkindergarten des Landes 
NRW haben wir festgestellt, dass die Schüler 4. Klassen, die an einer vorschulischen Förderung 
teilgenommen haben, im Mittel keinen Leistungsvorsprung vor ihren Klassenkameraden haben“. 
Oder Hans Schmerkotte (1978, S. 405): „Beim Vergleich der kognitiven Entwicklungsfortschritte 
von Modellkindergartenkindern und Vorklassenkindern im letzten Vorschuljahr ließen sich bei 
den meisten Testverfahren keine Unterschiede nachweisen“. Oder Wolfgang Winkelmann, Antje 
Holländer, Hans Schmerkotte, Emil Schmalohr (1977, S. 358): „Sowohl bei Betrachtung des ge-
samten Zeitraumes von 1972 bis 1974 als auch bei der Betrachtung des speziellen Zeitraumes 
von 1973 bis 1974 (1. Schuljahr) wies die Kovarianzanalyse trotz einiger weniger statistisch signi-
fikanter Ergebnisse – abgesehen vielleicht von dem Befund zum Zahlenrechnen (der für die Mo-
dellkindergartenkinder sprach, der Verfasser) – keine praktisch ins Gewicht fallenden Unter-
schiede der kognitiven Fortschritte zwischen Modellkindergartenkindern und Vorklassenkindern 
aus“. Ich selbst schrieb (1979, S. 135): „Deutliche Unterschiede zugunsten der Kindergartenkin-
der in den Beurteilungen der Lehrer bezüglich schulische Leistung und Fähigkeiten, schulische 
Arbeitshaltung und Persönlichkeit“ .... „ehemalige Kindergartenkinder werden als besser im Le-
sen, Wortschatz, schlussfolgerndem Denken, Einfallsreichtum, Umweltkenntnis und Erfahrung, 
allgemeinem Wissensstand und in Musik, Singen beurteilt“. Darüber hinaus fanden Schmidt und 
Strätz in einer sehr umfangreichen Untersuchung deutliche Vorteile der Altersmischung gegen-
über den altershomogenen Gruppen der 5-Jährigen (Strätz, Schmidt, & Hospelt, 1982). 
 
 
Damals war die Medienlandschaft eindeutig auf Seiten der empirischen Ergebnisse. Schlagzeilen 
der damaligen Zeit lauteten etwa: „Curriculum macht Kinder dumm“ (Maria Eleonora Karsten 
u.a.). Oder: „Vorschule soll keine Vor-Schulung sein, weder Lesen noch Schreiben“ (Rheinische 
Post, 1975). Oder DIE ZEIT, 2. Februar 1973: „Vorschulerziehung - Argumente für und gegen“. 
Oder das Essener Hochschul-Journal vom November 1978: „Kaum Einfluss auf Kinder“, womit 
der Einfluss der Art vorschulischer Beschulung auf Kinder gemeint war. Oder die Zeitschrift 
LEBEN und ERZIEHEN, 1975, widerspricht dem Deutschen Bildungsrat: „Wir sind gegen die 
Einschulung der 5-Jährigen“.  
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Das Ergebnis gilt auch international. Schulisches Arbeiten ist für die Kleinen offenbar nicht die 
optimale Bildungsförderung – das gilt für den Alterszeitraum 5 bis 7. Spielerisches, situationsbe-
zogenes Arbeiten, also eine gute klassische Kindergartenarbeit ist die beste Schulvorbereitung, die 
wir anbieten können. Das Kind lernt immer und am besten „natürlich“, so wie es in unserem 
biologischen Erbe vorprogrammiert ist. Für Bildung braucht es den Kontakt mit Erwachsenen, 
der sein Wissen anlassorientiert an den Nachwuchs weitergibt, es braucht zudem genügend Zeit, 
um mit Altersgenossen spielerisch die Welt zu erschließen. 
 
 
Nun gut – mag da mancher sagen – dann arbeiten wir unter dem Dach der Schule wie im Kin-
dergarten. Nun gut – sollten wir sagen - dann stellt dort bitte ErzieherInnen ein, die diese Art der 
Arbeit mit Kindern gelernt haben. In ganz Deutschland ist zur Zeit keine Uni zu sehen, die 
GrundschullehrerInnen auf die richtige Arbeit mit 5jährigen vorbereiten könnte.  
 
 
Sollte es nicht um eine Frage des richtigen Lernens, der richtigen altersangemessenen Methoden 
gehen, sondern nur um die Verschiebung der Altersjahrgänge zwischen den Tagesstätten und den 
Grundschulen wegen des zu erwartenden Kinderschwundes, dann sollte man deutlich machen, 
wo die finanziellen und pädagogischen Vorteile liegen. Macht es Sinn, die Tagesstätten nach „un-
ten“ zu öffnen (Aufnahme jüngerer Kinder als Dreijähriger) und ihnen „oben“ die Fünfjährigen 
zu nehmen? Was könnte das pädagogisch bedeuten? Wird den Tagesstätten damit nicht ein stabi-
lisierendes Element der Arbeit in altersgemischten Gruppen genommen? Und andererseits: lohnt 
sich der Zuwachs der Fünfjährigen für die Grundschulen? Wird sie ein Jahr länger dauern? 
 
 
Finnland, der PISA Sieger, schult übrigens mit 7Jahren ein. Und wir sollten bei der Einschulung 
mit 6 bleiben und dafür die Gruppengrößen schrittweise – so wie es die Tennessee Studie auf 
experimentelle Weise eindrucksvoll bewiesen hat – auf 15 Kinder senken, um einen langfristigen 
Bildungsvorteil zu sichern. 
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tor. 

 
Vorabdruck - erscheint in KiTa aktuell NRW 1/2006  
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5.2 
 
Die an der TU Darmstadt durchgeführte Studie kommt zu folgendem zentralen Ergebnis: 
 
"Im Lichte dieser Ergebnisse erscheint der Nutzen einer Politik immer früherer Ein-
schulungszeitpunkte fragwürdig, wenn sie nicht mit einer Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Entwicklungsstadien, in denen sich die Kinder befinden, einhergeht." 
 
 
Prof. Dr. Patrick A. Puhani,  
Dipl.-Volkswirtin Andrea M. Weber  
 
Technische Universität Darmstadt  
November 2005   
 
 
 
Studie zum Effekt des Einschulungsalters auf die Schülerleistung  
 
Kinder, die auf Grund bestehender Regelungen mit ungefähr sieben anstatt mit et-
wa sechs Jahren eingeschult werden, ziehen daraus langfristige Vorteile. Der Reife-
Vorsprung der älteren Erstklässler führt dazu, dass sie am Ende der Grundschulzeit 
ein deutlich besseres Leseverständnis aufweisen und mit einer höheren 
Wahrscheinlichkeit auf ein Gymnasium übergehen. Im Lichte dieser Ergebniss
erscheint der Nutzen einer Politik immer früherer Einschulungszeitpunkte fragwür
dig, wenn sie nicht mit einer Berücksichtigung der unterschiedlichen Entwicklungs-
stadien, in denen sich die Kinder befinden, einhergeht.  

e 
-

 
Die Erkenntnisse basieren auf einer neuen wissenschaftlichen Untersu-
chung, die von Patrick Puhani und Andrea Weber (beide an der Techni-
schen Universität Darmstadt) durchgeführt wurde. Dabei wurden umfang-
reiche Schüler-Datensätze, die Informationen zum Einschulungsalter ent-
halten, ausgewertet. Die Studie berücksichtigt, dass das Einschulungsalter 
selbst von Eigenschaften der Schülerinnen und Schüler abhängen kann, die 
einen direkten Effekt auf die spätere schulische Leistung haben. So ist bei-
spielsweise zu vermuten, dass Spät- Eingeschulte häufig Kinder sind, die 
von Eltern oder Lehrern von vorne herein als weniger leistungsfähig einge-
stuft werden. Bei einem einfachen Vergleich von Kindern, die mit unter-
schiedlichem Alter eingeschult werden, würde man vernachlässigen, dass 
für diese Kinder, auch unabhängig von einem tatsächlichen Effekt des Ein-
schulungsalters, Leistungsdifferenzen zu erwarten sind. Die verwendeten 
statistischen („ökonometrischen“) Methoden ermöglichen es, die Frage 
nach der Auswirkung eines höheren Einschulungsalters zu beantworten, 
ohne dabei einen solch unzulässigen Vergleich zu ziehen.  
 
Es werden unter anderem die Daten der Grundschul-Lese-Untersuchung IGLU für 
Deutschland herangezogen, um die Auswirkung des Einschulungsalters auf die Er-
gebnisse in dem im Jahr 2001 durchgeführten Leseverständnistest zu untersuchen. 
Für die verwertbare Stichprobe von rund 6.600 Viertklässlern zeigt sich, dass später 
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eingeschulte Schülerinnen und Schüler deutlich bessere Testergebnisse erzielen als 
früher Eingeschulte. Die Ergebnisse werden durch Auswertungen eines Datensat-
zes bestätigt, der Informationen zu allen Schülerinnen und Schülern enthält, die im 
Schuljahr 2004/2005 an hessischen Schulen unterrichtet wurden. Für eine Stich-
probe von insgesamt 182.676 Kindern, die in den Schuljahren 1997 bis 1999 einge-
schult wurden, ergeben die Untersuchungen, dass das Einschulungsalter einen sig-
nifikanten Einfluss auf die später besuchte Schulform (z.B. Gymnasium) ausübt.  
 
Die gemessenen Effekte beziehen sich auf Einschulungen, die auf Grundlage gän-
giger Regelungen erfolgen, für die der Geburtsmonat des Kindes entscheidend ist. 
So sind zumeist Kinder, die im Herbst oder Winter geboren sind, älter als Kinder in 
derselben Klassenstufe, deren Geburtstage in die früheren Monate fallen.  
 
Die Plausibilität der Ergebnisse wird auch durch eine kleine Umfrage unter 25 
Schulleiterinnen und Schulleitern im Bundesland Hessen bestätigt. Die meisten Be-
fragten beklagten dabei eine mangelnde Schulreife sehr junger Erstklässler, insbe-
sondere bezüglich der Konzentrationsfähigkeit, der Überwindung von Frustration 
und der Selbstorganisation.  
 
 
 
Die vollständige Studie mit dem Titel „Does the Early Bird Catch the Worm? Instrumental Vari-
able Estimates of Educational Effects of Age of School Entry in Germany“ ist unter folgender 
Internetadresse als PDF-Datei kostenfrei zugänglich: ftp://ftp.iza.org/dps/dp1827.pdf 
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6. Forum Förderung von Kindern 
 
Die Aktion ist aus der Zusammenarbeit von Verbänden der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 
sowie der Gewerkschaften entstanden. Zentrales Anliegen aller Beteiligten ist es, die Anliegen des 
Kindes in den Mittelpunkt der Bemühungen zu stellen.  
 
 
 
6.1 Verzeichnis der derzeitigen Mitglieder 
 
Dem Forum Förderung von Kindern gehören bisher an: 
 
ABA Fachverband  
Offene Arbeit mit Kindern 
 und Jugendlichen 
Hacheneyer Str. 183 - 44265 Dortmund 
 
Arbeitsgemeinschaft Waldorfpädagogik 
Mergelteichstraße 59 - 44225 Dortmund 
 
AGOT –  NRW 
Graf-Recke-Straße 209 - 40237 Düsseldorf 
 
Bundesverband evangelischer Erzieherinnen 
und Sozialpädagoginnen e.V.  
Landesgruppe Nordrhein-Westfalen 
Stürzlebergerstr. 2 - 41469 Neuss 
 
Der PARITÄTISCHE  
Wohlfahrtsverband NRW 
Loher Straße 7 - 42293 Wuppertal 
 
DKSB - Deutscher Kinderschutzbund  
Landesverband NRW 
Domagkweg 20 - 42109 Wuppertal 
 
Eltern helfen Eltern e.V. 
Hammer Straße 1 - 48153 Münster 
 
FBTK - Fachverband für Beschäftigte in 
Tageseinrichtungen für Kinder  e.V. 
Am Försterberg 10 - 32805 Horn-Bad Meinberg 
 
GEW - Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft - Landesverband NRW 
Nünningstraße 11 -  45141 Essen 
 
Internationale Vereinigung der Waldorfkin-
dergärten e.V. Region NRW 
Mergelteichstr. 59 - 44225 Dortmund 
 
KEG - Katholische Erziehergemeinschaft 
Landesverband Nordrhein-Westfalen 
Elisabethstr. 7 - 44319 Dortmund 
 
 

KEKS - Kölner Eltern- und Kinderselbsthilfe 
e.V. 
Venloer Straße 725 - 50827 Köln 
 
komba gewerkschaft  
nordrhein-westfalen 
Norbertstr. 3 - 50670 Köln 
 
LAGF - Landesarbeitsgemeinschaft der Fa-
milienverbände in Nordrhein-Westfalen 
Graf-Recke-Straße 209 - 40237 Düsseldorf 
 
LER - Landeselternrat für K
richtungen in Nordrhein-Westfalen e.V. 

indertagesein-

Dresdener Str. 4 - 44139 Dortmund 
 
Landeselternschaft  
Grundschulen NW e. V. 
Keilstraße 37 - 44879 Bochum 
 
Landesverband der Mütterzentren NRW 
Hospitalstraße 6 - 44149 Dortmund 
 
PEV - Progressiver Eltern- und Erzieherver-
band NW e.V. 
Hohenstaufenallee 1 - 45888 Gelsenkirchen 
 
VAMV, Verband alleinerziehender Mütter 
und Väter LV NRW e.V. 
Juliusstraße 13 - 45128 Essen 
 
ver.di - Landesbezirk NRW 
Karlstr. 123-127, 40210 Düsseldorf 
 
VBM - Verband berufstätiger Mütter e.V. 
Postfach 29 04 26 -50525 Köln 
 
VBE, Verband Bildung und Erziehung, 
NRW 
Westfalendamm 247 - 44141 Dortmund 
 
ZKD - Zentralverband der MitarbeiterInnen 
in Einrichtungen der kath. Kirche in 
Deutschland e.V., LV Erzieherinnen NW 
Breite Str. 101 - 50667 Köln
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6.2 Leitlinien des Forums 
 
Beteiligte aus verschiedenen Zusammenschlüssen der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe haben 
in gemeinsamen Besprechungen am 29.11.2001, 5.2. und 4.3.2002 einen Bedarf für ein Eintreten 
zur Verbesserung der „Förderung von Kindern“ in NRW gesehen. Zu dieser Zusammenarbeit 
sind weitere Interessierte aus vergleichbaren landesweit ausgerichteten Zusammenschlüssen ein-
geladen. 
 
Ihre gemeinsame inhaltliche Grundlage zur Förderung von Kindern in Nordrhein-Westfalen haben die Mitglieder 
des Forums in den folgenden 10 Leitlinien  
zusammengefasst. 
 

Stand: 23.6.2005 
 

Grundlagen und Perspektiven 
für die Förderung von Kindern 

in Nordrhein-Westfalen 
 
 
* Unter Förderung verstehen wir die umfassende und integrierte Bildung, Erziehung und Betreuung 
von Kindern. Dieser Prozess ist darauf ausgerichtet, die emotionalen, sozialen und kognitiven Kompeten-
zen zu stärken und die seelische, geistige, sinnliche und motorische Entwicklung der Kinder zu unterstüt-
zen. 
 
 
1. Förderung von Kindern 

Eine umfassende Förderung von Kindern aller Altersstufen muss die Zielper-
spektive aller weiteren Weiterentwicklungsschritte in Jugendhilfe und der Schule 
sein. Alle Angebote und Maßnahmen haben sich am Wohl und den Interessen 
des Kindes auszurichten. 

 
 
2. Rechtsanspruch  

Kinder bis zum 14. Lebensjahr sollen einen Rechtsanspruch auf Förderung er-
halten. Der örtliche Jugendhilfeträger soll verpflichtet werden, im Zusammen-
wirken mit allen Anbietern (z.B. Spielgruppen, Tagespflege, Angebote der Ju-
gendhilfe und Schule) vor Ort für ein qualitativ und quantitativ bedarfsdecken-
des Angebot zu sorgen. 
 
Insbesondere die Angebote für Kinder unter 3 und über 6 Jahren müssen quali-
tativ und quantitativ ausgebaut werden. 

 
 
3. Bedarfsgerechte Personalausstattung  

Eine bedarfsgerechte personelle Besetzung in Jugendhilfe und Schule ist sicher-
zustellen, damit die Aufgaben der Förderung von Kindern, das Zusammenwir-
ken mit den Erziehungsberechtigten, die Zusammenarbeit der pädagogischen 
Mitarbeiterinnen und die Kooperation mit anderen Beteiligten möglich ist.  
 
Zeiten für Vor- und Nachbereitung, Teambesprechungen, Fortbildung, Erzie-
hungspartnerschaft und Vernetzung müssen grundsätzlich und ausreichend für 
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alle pädagogischen Mitarbeiterinnen vorhanden sein. Sie müssen ausdrücklich in 
den Personalbesetzungsschlüssel aufgenommen werden. Flexiblere Öffnungs-
zeiten müssen bei der Personalbesetzung angemessen berücksichtigt werden. 
 
Besondere Förderbedarfe von Kindern müssen anerkannt und bei der Per-
sonalbemessung berücksichtigt werden. 

 
 
4. Rahmenbedingungen verbessern  

Die Weiterentwicklung von Angeboten und das Einstellen auf die sich laufend 
ergebenden Veränderungen erfordern die Verbesserung der personellen und 
räumlichen Rahmenbedingungen. Diese müssen finanziell gewährleistet werden. 
Die Ausbildung des Personals hat sich an die qualitativen Veränderungen der 
Anforderungen anzupassen, die Vergütung muss angehoben werden. 

 
 
5. Mehr Autonomie für Schule und Jugendhilfeeinrichtungen  

Die Förderung von Kindern unterscheidet sich nach Alter, Förderbedarf der 
Kinder und Bedarfen der Familien regional und zeitlich erheblich. 
 
Deshalb ist den Einrichtungen vor Ort ein größeres Maß an Autonomie bei der 
Verwendung der Mittel zuzugestehen, ohne dass damit landesweit geltende 
Mindeststandards unterlaufen werden können. 

 
 
6. Mitentscheidung sichern  

Eltern müssen bei der Ausgestaltung der Angebote in qualitativer und quantita-
tiver Hinsicht in und außerhalb der Einrichtung mitentscheiden können. Da-
durch erhalten sie in Kooperation mit den Mitarbeiterinnen und den Trägern  
einen tatsächlichen Einfluss auf die erforderlichen Leistungen der Angebote. 
 
Das Beteiligungsrecht der Kinder ist sicherzustellen. 
 
Das Wunsch und Wahlrecht der Eltern ist zu garantieren. 
 
Die Höhe der Elternbeiträge darf nicht zu einer Nicht-Inanspruchnahme von 
Angeboten führen. Deshalb ist eine direkte oder indirekte Beitragsfreiheit von 
Angeboten der Förderung von Kindern anzustreben. 

 
 
7. Umfassende Förderung  

Umfassende Förderung ist die bestmögliche Grundlage für die Bildungslauf-
bahn der Kinder. Alle Angebote haben einen eigenständigen Bildungsauftrag. 
Eine einseitige Effizienzmessung der Leistungen von Förderangeboten für Kin-
der an den kognitiven Fähigkeiten wird abgelehnt. 
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8. Qualitätsentwicklung erforderlich  
Die aktuellen Veränderungen sowie zukünftige Weiterentwicklungen verlangen 
eine qualifizierte Evaluation.  
 
Einerseits müssen die Wirkungen der politischen Entscheidungen auf Jugendhil-
fe und Schule unabhängig wahrgenommen und bewertet werden. 
 
Andererseits müssen für eine Entwicklung der Qualität in den Einrichtungen 
passende Rahmenbedingungen (z.B. Fortbildung und Verfügungszeiten) sicher-
gestellt sein. 

 
 
9. Zielorientierte Finanzierung  

Die Finanzierungsregelungen müssen von der Lebenslage von Kindern und 
Familien ausgehen. 
 
Ziel muss zudem die Vision sein, dass Leistungen integrativ erfolgen, z.B. in der 
Idee eines „Hauses für Kinder und ihre Familien“  oder des „Hauses des Ler-
nens“ zusammenlaufen.  
 
Verschiedenen Finanzierungsmöglichkeiten müssen zusammengelegt und das 
bisherige „Haushaltsstellen-“ und „Zuständigkeitsdenken“ überwunden werden. 
Die Finanzierungsanteile aus den öffentlichen Haushalten müssen diesem Ziel 
entsprechend erhöht werden. 

 
 
10. Integrierte und verbindliche Beteiligung  

Im Rahmen des Weiterentwicklungsprozesse der landesrechtlichen Regelungen 
muss eine gleichberechtigte Mitwirkung aller wesentlich Beteiligten unter Ein-
beziehung von Eltern und pädagogischen Mitarbeiterinnen erfolgen. 
Die bisherige Form der Trennung  der Beteiligungsprozesse zwischen Trägern 
und Eltern und pädagogischen Mitarbeiterinnen - aber auch zwischen Jugend-
hilfe und Schule - ist zugunsten einer integrierten und verbindlichen Beteiligung 
aufzulösen. 
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